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1.  Rechtsgrundlage und raumlicher Geltungsbereich des
Uberwachungsplans

Die Bezirksregierung Detmold (als Obere Umweltbehdrde), die kreisfreie Stadt Bielefeld und die Kreise
Gutersloh, Herford, Hoxter, Lippe, Minden-Libbecke und Paderborn (als Untere Umweltschutzbehdrden)

legen hiermit der Offentlichkeit ihren gemeinsamen Uberwachungsplan fiir Ostwestfalen-Lippe vor.
Er gilt fir den gesamten Regierungsbezirk Detmold.
Der gemeinsame Uberwachungsplan wird im Internet veréffentlicht.

Das Europaische Parlament und der Rat der Europaischen Union haben am 24.11.2010 die Richtlinie
Uber Industrieemissionen (IE-Richtlinie) beschlossen. In Artikel 23 der IE-Richtlinie steht, dass die Mit-
gliedsstaaten sicherstellen, dass alle IE-Anlagen durch einen Umweltinspektionsplan abgedeckt sind, und
daflr sorgen, dass dieser Plan regelmafig tUberprift und aktualisiert wird. Die IE-Richtlinie wurde mit
Anderungen und Einfligungen in den § 52 Absatz 1b in Verbindung mit § 52a Bundes-
Immissionsschutzgesetz (BImSchG), § 8 Absatz 5 in Verbindung mit § 9 Absatz 1 der Industrieklaranla-
gen-Zulassungs- und Uberwachungsverordnung (IZUV) und § 47 Absatz 7 Kreislaufwirtschaftsgesetz in
Verbindung mit § 22a Absatz 1 der Verordnung tber Deponien und Langzeitlager (DepV) in deutsches
Recht umgesetzt. Damit wird geregelt, wie die Umweltbehorden in Deutschland Uberwachungspléne und

Uberwachungsprogramme fiir IE-Anlagen aufstellen.

In Nordrhein-Westfalen hat das Ministerium fur Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Ver-
braucherschutz im aktualisierten Inspektionserlass vom 26.06.2015 festgelegt, dass alle Anlagen, die aus
Sicht der Umweltbehdrden maRgeblichen Einfluss auf die Umweltqualitat haben, regelmafig zu Gberwa-
chen sind. Die Bezirksregierung Detmold (als Obere Umweltschutzbehdérde) als auch die kreisfreie Stadt
Bielefeld sowie die Kreise Giitersloh, Herford, Hoxter, Lippe, Minden-Liibbecke und Paderborn (als Unte-
re Umweltschutzbehérden) sind zustandige Genehmigungs- und Uberwachungsbehérden fiir umweltrele-
vante Anlagen — die Bezirksregierung zum Beispiel fur Kraftwerke, Zementwerke, metallverarbeitende
Betriebe, Betriebe der Chemieindustrie, Abfallbehandlungsanlagen, Mullverbrennungsanlagen, Deponien,
Klaranlagen und Wasserwerke. Fir viele andere Anlagen sind die Unteren Umweltschutzbehdérden zu-

standig.

Die Zustandigkeit ergibt sich konkret aus §§ 2 und 3 in Verbindung mit den Anhange | und Il der ,Zustan-
digkeitsverordnung Umweltschutz (ZustVU). Die Umweltbehdrden im Regierungsbezirk Detmold haben

Industrieanlagen, abfall- und wasserwirtschaftliche Anlagen in inre Uberwachungsplane aufgenommen.


https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=282&bes_id=29824&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=zuständigkeitsverordnung%20umweltschutz#det0
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2. Allgemeine Bewertung der wichtigen Umweltprobleme im Regie-
rungsbezirk Detmold

Bei der Bewertung der wichtigen Umweltprobleme im Geltungsbereich des Uberwachungsplans wurden
die regional unterschiedlichen Umweltprobleme ausgewertet. Industrielle Produktion findet in Ostwestfa-

len-Lippe gleichermalfen im landlichen Raum wie auch in verdichteten stadtischen Raumen statt.

Die im Regierungsbezirk Detmold bestehenden wesentlichen Umweltprobleme kénnen unter anderem
aus den aufgestellten Luftreinhalte- und Larmminderungsplanen sowie anhand der Datenerhebung fir die

Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) oder aus den Altlastenkatastern identifiziert werden.

2.1 Schadliche Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen

Mit der EU-Luftqualitatsrichtlinie 2008/50/EG werden Luftqualitatsziele zur Vermeidung bzw. Verringerung
schadlicher Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit und die Umwelt in allen Mitgliedstaaten der
EU festgelegt. Durch Novellierung des BImSchG und der 39. Verordnung zur Durchfiihrung des Blm-

SchG wurde diese Richtlinie in nationales Recht umgesetzt.

Werden in bestimmten Gebieten gesetzlich festgelegte Immissionsgrenzwerte tber-schritten und so eine
unzulassig hohe Belastung festgestellt, haben die Bezirksregierungen Luftreinhalteplane oder Plane fir

kurzfristig zu ergreifende Mallnahmen zu erstellen.

Im Regierungsbezirk Detmold stellt ausschlieBlich der Luftschadstoff Stickstoffdioxid eine tiber dem euro-
paischen Grenzwert von 40 ug/m3 NO, Belastung dar. Andere Luftschadstoffe, wie beispielsweise Fein-

staub, liegen deutlich unter den jeweils relevanten Grenzwerten.
Im Regierungsbezirk gibt es aktuell folgende Luftreinhalteplane:

* Luftreinhalteplan fur die Stadt Bielefeld .
* Luftreinhalteplan fir die Stadt Halle (Westf.).

* Luftreinhalteplan fir die Stadt Paderborn .


http://www.bezreg-det-mold.nrw.de/400_WirUeberUns/030_Die_Behoerde/040_Organisation/050_Abteilung_5/030_Dezernat_53/015_Luftreinhalteplanung/015_Dokumente/Luftreinhalteplan_Bi__Stand_14_01_14.pdf
http://www.bezreg-det-mold.nrw.de/400_WirUeberUns/030_Die_Behoerde/040_Organisation/050_Abteilung_5/030_Dezernat_53/015_Luftreinhalteplanung/015_Dokumente/2_LRP_Halle_Stand_28_05_13.pdf
http://www.bezreg-det-mold.nrw.de/400_WirUeberUns/030_Die_Behoerde/040_Organisation/050_Abteilung_5/030_Dezernat_53/015_Luftreinhalteplanung/015_Dokumente/Luftreinhalteplan_Pb_bf.pdf
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2.1.1 Luftreinhalteplan fiir die Stadt Bielefeld

Die Luftqualitat in der Stadt Bielefeld ist durch den Luftschadstoff Stickstoffdioxid (NO,) belastet. Festge-
stellt wurde diese Belastung an zwei Messstellen an der verkehrstechnisch hochbelasteten Ein- und Aus-
fallsstralle Stapenhorststrale, die zudem gekennzeichnet ist durch eine schluchtenartige beidseitige
Bebauung. Der einzuhaltende Grenzwert gemaR der europaischen Luftqualitatsrichtlinie belauft sich auf
4Opg/m3 NO,, an der Stapenhorststralte wurden Belastungen zwischen 35 und 44 ug/m3 messtechnisch
ermittelt und im seit dem am 27.01.2014 in Kraft getretenen Luftreinhalteplan Bielefeld mit MalRnahmen
begegnet. Als zentrale MaRnahme im MalRnahmenbuiindel ist dabei die beidseitige Sperrung der Stapen-
horststrale fur LKW > 20 t anzufiihren. Es wird davon ausgegangen, dass die im Luftreinhalteplan fest-
gelegten MalRnahmen zu einer Unterschreitung des Grenzwertes fiihren werden. Dies wird im 2. Quartal
2016 feststellbar sein.

2.1.2 Luftreinhalteplan fiir die Stadt Halle Westf.

Hohe Belastungen mit dem Luftschadstoff Stickstoffdioxid NO, erforderten in Halle Westf. ebenfalls gro-
Rere Anstrengungen bei der Luftreinhalteplanung. Die Ortsdurchfahrt Halle Westf. (B 68 - Lange Stral3e)
als Bindeglied zwischen der A33 bei Borgholzhausen und den Autobahnen A2 und A33 bei Bielefeld wies
messtechnisch Belastungen bis zu 57 ug/m® NO, auf. Mit dem Inkrafttreten des Luftreinhalteplans wurde
auch hier ein Mallnahmenbulndel mit der zentralen MaRnahme der Sperrung der Ortsdurchfahrt fir LKW
= 7,5 t verbindlich festgelegt. Dadurch sank die gemessene Belastung bereits auf 48 pg/m3 NO,. Weiter-
hin wurde im Herbst 2014 als weitere wichtige Malinahme die Anschlussstelle Schnatweg fertiggestellt
und entlastet die Ortsdurchfahrt nun um eine Vielzahl von weiteren LKW = 7,5 t. Diese Reduzierungswir-
kung wird im 2. Quartal 2016 belegbar sein. Als letzte und ebenfalls zentrale MalRnahme des Luftreinhal-
teplans Halle Westf. wird der zukiinftige Lickenschluss der A33 zwischen Borgholzhausen und Bielefeld

einen bedeutsamen Beitrag zur Reduzierung der Luftschadstoffbelastung im Haller Ortskern erbringen.

2.1.3 Luftreinhalteplan fiir die Stadt Paderborn

Ebenso wie die Luftqualitat in Bielefeld und in Halle Westf. ist auch die Luftqualitat in Paderborn durch
Stickstoffdioxid belastet. An den Messorten an der Bahnhofs- und an der Friedrichsstral’e wurden dabei
Belastungen bis zu 56 pg/m3 NO, ermittelt. Der mit Datum vom 21.07.2011 in Kraft getretene Luftreinhal-
teplan schreibt zahlreiche MalRnahmen zur Reduzierung der Belastung entlang dieser StralRenabschnitte
vor. Die umgesetzten MalRnahmen erzielten eine Reduzierung der Belastung auf 50 pg/m3 NO,. Hier
stagnierte das Belastungsniveau und gab der Bezirksregierung Detmold den Anlass zur aktuell in der
Bearbeitung befindlichen Fortschreibung des Luftreinhalteplans Paderborn mit dem Ziel der Festlegung

weiterer, wirkungsvoller Reduzierungsmafinahmen.
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2.1.4 Geruchsimmissionen
Belastigungen durch Geruchsimmissionen werden im Regierungsbezirk Detmold vor allem durch Anlagen
in den Bereichen Landwirtschaft, Lebensmittelindustrie, Abfallbehandlung, Spanplattenherstellung und

Biogasproduktion hervorgerufen.

In Nordrhein-Westfalen wird bei der Genehmigung und Uberwachung von Anlagen mit Hilfe der Ge-
ruchsimmissionsrichtlinie Uberprtift, ob Geruchsimmissionen erheblich sind. Das ist dann der Fall, wenn
die fir verschiedene Nutzungsgebiete festgelegten Immissionswerte lberschritten werden. Das entschei-
dende Kriterium ist dabei, wie haufig es zu Geruchseinwirkungen in der Umgebung dieser Anlagen

kommt.

Die Immissionswerte werden weitgehend eingehalten, so dass insoweit keine erheblichen Belastigungen

vorliegen. Weitere Informationen finden Sie hier .

2.2 Schadliche Umwelteinwirkungen durch Larm

Durch die industrielle und verkehrliche Entwicklung und das stark verénderte Frei-zeitverhalten nehmen
die Larm-Belastungen insbesondere in den urbanen Ballungsraumen Nordrhein-Westfalens standig zu.
Wahrend die Larmbelastung im Umkreis industrieller und gewerblicher Anlagen bereits deutlich reduziert
werden konnte, sind die groten bisher ungeléste Larmprobleme heute der Verkehr, auf der Strale, auf
der Schiene und zunehmend auch der Flugverkehr. Auch verursachen heute Veranstaltungen auf Sport-

und Freizeitanlagen vermehrt abendliche und nachtliche Larmkonflikte.

Mit dem Ziel die Larmbelastung in den Stadten und Gemeinden zu senken, werden derzeit in vielen
Kommunen die Quellen des Larms in sogenannten Larmkarten erfasst und daraus mit Beteiligung von
Burgerinnen und Blrgern Aktionsplane entwickelt, die im Internet veroffentlicht werden. In Bereichen, die
von Fluglarm betroffen sind, werden Larmschutzzonen ausgewiesen, in denen bauliche Nutzungsbe-
schrankungen bestehen und baulicher Schallschutz (passiver Schallschutz) vorgeschrieben wird. Um
Belastungsschwerpunkte ausgehend von Gewerbeldrm von Industriegebieten erkennen zu kdnnen, wur-

den im Rahmen der Larmaktionsplanung die IE-Anlagen kartiert.

Genaue Informationen zur Larmkartierung fir Nordrhein-Westfalen finden sich auf der Internetseite des

Umweltministeriums Nordrhein-Westfalen, Umgebungslarm und Larm .


https://www.umwelt.nrw.de/umweltschutz-umweltwirtschaft/umwelt-wirtschaft-und-ressourcenschutz/immissionsschutz-und-anlagen/geruchsimmissionen/
http://www.umgebungslaerm.nrw.de/
http://www.umwelt.nrw.de/umweltschutz-umweltwirtschaft/umwelt-und-gesundheit/laerm/
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2.3 Schadliche Umwelteinwirkungen durch Erschitterungen

Erschitterungen breiten sich als mechanische Wellen im Erdboden aus. Sie fuhren bei Gebauden zu
Schwingungen und werden von den darin lebenden Menschen als beldstigend wahrgenommen, selbst
wenn sie nur schwach splrbar sind. Aber auch an den Gebduden selbst kdnnen sie Schaden verursa-
chen. Erschitterungen kénnen zum Beispiel durch bestimmte gewerbliche oder industrielle Anlagen,

Verkehr oder Bauarbeiten verursacht werden.

Die Feststellung von vorhandenen Erschitterungs-Immissionen erfolgt mit zeitgemaRen Messverfahren.
In der Planungsphase werden zur Prognose der zu erwartenden Erschitterungs-Immissionen werden
empirische Prognose-Modelle, zunehmend auch numerische Computer-Simulationen des Verhaltens von

Boden und Gebauden eingesetzt.

Weitere Informationen finden Sie hier unter:

2.4 Nachteilige Veranderung von Gewassereigenschaften

Die Gewasser werden mit unterschiedlichen Stoffen belastet, die vor allem aus Siedlungen, der Landwirt-
schaft sowie Gewerbe und Industrie stammen. Der Eintrag erfolgt entweder direkt, wie zum Beispiel Gber
kommunale oder industrielle Abwasserbehandlungsanlagen (Punkteinleitungen), oder Uber die Luft, Ero-

sion oder Abschwemmungen von Flachen (diffuse Eintrage)

Fir das Grundwasser und die Oberflachengewasser sind die Ziele und Anforderungen der Europaischen
Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) zu beachten. Bis 2015 (mit Verlangerungsmaglichkeit bis spatestens
2027) missen alle Gewasser einen guten chemischen Zustand und, soweit sie nicht als erheblich veran-
dert oder kinstlich eingestuft sind, einen guten 6kologischen Zustand. Fir als erheblich verandert oder
kunstlich eingestufte Gewasser ist die Zielvorgabe ein gutes 6kologisches Potential. Das Grundwasser

soll einen guten chemischen und mengenmaRigen Zustand erreichen.

Fir diese Ziele gibt die WRRL einen verbindlichen Zeitplan und Meilensteine fiir eine regelmafige Be-
richterstattung vor. Die rechtlichen Regelungen dazu sind im Wasserhaushaltsgesetz, in der Oberfla-

chengewasserverordnung und im Landeswassergesetz verankert.

Zur Umsetzung der WRRL wurde in NRW der Bewirtschaftungsplan und ein Malnahmenprogramm fiir
den ersten Bewirtschaftungszyklus von Ende 2009 bis 2015 beschlossen und veroffentlicht. Neben einer
Beschreibung der Ergebnisse der Uberwachung und der Defizite bei der Zielerreichung sind die erforder-
lichen MaRnahmen beschrieben. Der Bewirtschaftungsplan und das MalRnahmenprogramm fur den Zeit-
raum von Ende 2015 bis 2021 werden derzeit erarbeitet. Nach Zustimmung des fir den Umweltschutz
zustandigen Ausschusses des Landtages Ende 2015 werden Bewirtschaftungsplan und Malihahmenpro-

gramm fir Behorden verbindlich.


http://www.lanuv.nrw.de/umwelt/laerm/erschuetterungen-koerperschall/
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Zur Uberwachung der Fortschritte bei der Umsetzung sieht die WRRL ein umfangreiches Monitoring der

Grund- und Oberflachengewasser vor.
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In der Abbildung ist der 6kologische Zustand der EU-berichtspflichtigen Oberflachengewéasser im Regie-
rungsbezirk Detmold dargestellt (Stand 2013). Der grote Teil der Gewasser ist mit malig, unbefriedi-
gend oder schlecht bewertet worden. Ursachen daflr sind neben einer oftmals durch Ausbau und Veran-
derung bedingten schlechte Gewasserstruktur die Stoffeintrage aus der Siedlungsentwasserung/Industrie

und der Landwirtschaft.

Von groRRer Bedeutung sind die ubiquitaren Schadstoffe. Deutschlandweit gibt es beispielsweise eine
flachendeckende Uberschreitung von Quecksilber (in Biota). In der Region Ostwestfalen sind in einigen
Wasserkdrpern die fur den guten Zustand erforderlichen Werte fiir Polyzyklische Aromatische Kohlen-
wasserstoffe Uberschritten. Die ubiquitaren Stoffe liegen Uber den gesetzlich geltenden Umweltqualitats-
normen und fiihren flachendeckend zu einer schlechten Beurteilung der Oberflachengewasser. Sie ge-
langen unter anderem Uber diffuse Eintrage in die Gewasser und kénnen mit wasserwirtschaftlichen

MaRnahmen nicht reduziert werden.

Auch Nitrat weist Uberschreitungen auf. Der Regierungsbezirk ist stark durch die Landwirtschaft und die
Veredelungswirtschaft gepragt. So gelangt Nitrat aufgrund von Diingeiberschissen mit dem Drainage-
wasser oder durch Abschwemmung von landwirtschaftlichen Flachen, aber auch als trockene oder nasse
Deposition aus der Luft in die Gewasser. Quellen kdnnen entweder Ammoniak, das als Gas aus Tierhal-
tungsanlagen, Gillebehaltern und insbesondere wahrend der Giilleausbringung entweicht oder Stickoxi-

demissionen aus Abluftfahnen oder stark besiedelte Gebiete mit hoher Verkehrsdichte sein.
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Der chemische Zustand des Grundwassers im Regierungsbezirk Detmold ist ebenfalls an verschiedenen
Stellen noch nicht im angestrebten Zustand. Von 40 untersuchten Grundwasserkérpern (GWK) weisen

aktuell 11 einen schlechten chemischen Zustand auf.
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Hauptursache sind vorwiegend diffuse Belastungen durch Nitrat, Ammonium und (lokal) Pflanzenschutz-
mittel. Die Begriindung liegt in der intensiven landwirtschaftlichen Flachennutzung und den hohen Nahr-
stoffeintrag durch Diingung, sowie in der starken Tierintensivhaltung (Veredelungswirtschaft). Fir das

Rohwasser aus Wasserschutzgebieten sind in 5 GWK signifikante Belastungen insbesondere durch Nit-

rat vorhanden. MalRnahmenrelevante Trends wurden fir 7 GWK ermittelt.

Weitere Informationen finden Sie unter Flussgebiete sowie Abwasser und Energie.

2.5 Schadliche Bodenveranderungen und Altlasten

Die Bodenschutzbehdrden (Bezirksregierung, Kreise und die kreisfreie Stadt Bielefeld) erfassen in Katas-
tern schadliche Bodenveranderungen, Altablagerungen und Altstandorte. Im Folgenden werden diese

Flachen als Altlasten bezeichnet.

Im Regierungsbezirk Detmold sind von den Bodenschutzbehérden etwa 4.800 Flachen in den Altlasten-
katastern erfasst. Rund die Halfte sind industriell gepragte Altstandorte. Die Erfassung, Bewertung und
Sanierung der Altlasten wird von den Bodenschutzbehdrden seit langen Jahren systematisch abgearbei-
tet.

Zukunftig wird es wichtiger dem Entstehen von Altlasten vorzubeugen. Ein Instrument hierzu ist seit dem
Jahr 2015 die regelméRige Uberwachung von Boden und Grundwasser im Rahmen des Ausgangszu-
standsberichtes. Dieser sieht eine Untersuchung vor Inbetriebnahme auf die relevanten gefahrlichen Stof-
fe vor. Bei Einstellung des Betriebes wird bei erheblichen schadlichen Bodenveranderungen der zuvor

ermittelte Ausgangszustand wiederherzustellen sein.

2.6 Schadliche Umwelteinwirkungen durch Elektromagnetische Felder

Beim Betrieb von Hochfrequenz-, Niederfrequenz- und Gleichstromanlagen entstehen elektromagneti-
sche Felder. Anforderungen zum Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schadlichen Um-
welteinwirkungen durch elektrische, magnetische und elektromagnetische Felder enthalt die ,Verordnung
Uber elektromagnetische Felder” (26. BImSchV) zur Umsetzung des Bundesimmissionsschutzgesetzes

(BImSchG). Weitere Informationen finden Sie hier .

11


http://www.flussgebiete.nrw.de/
https://www.umwelt.nrw.de/umweltschutz-umweltwirtschaft/umwelt-und-wasser/abwasser/abwasser-und-energie/
http://www.lanuv.nrw.de/umwelt/strahlung/licht-elektrosmog/
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3. Verzeichnis der in den Geltungsbereich des Plans fallenden An-
lagen

Die Anlagen, die in den Geltungsbereich des Uberwachungsplans fallen, sind in den Uberwachungspro-
grammen abgebildet. Jede Umweltbehérde im Regierungsbezirk Detmold veréffentlicht den Uberwa-

chungsplan und ihr Uberwachungsprogramm auf ihrer Internetseite.

4.  Verfahren fir die Aufstellung von Programmen fiir die regelma-
Rige Uberwachung

Die Regeliberwachung ist eine geplante, systematische Kontrolle der Vorschriften, Erlaubnisse und Ge-
nehmigungen sowie der Auswirkungen der Uberwachten Anlagen auf die Umwelt. Sie erfolgt grundséatz-
lich medienubergreifend (Abfall-, Bodenschutz-, Immissionsschutz- und Wasserrecht). Sie umfasst auch

die Abfallstromkontrolle gem. Kreislaufwirtschaftsgesetz.

Ziel der regelméaRigen Uberwachung ist es, die Wirksamkeit und Einhaltung erteilter Genehmigungen und
Erlaubnisse zu beurteilen, und festzustellen, ob weitergehende Anforderungen an die Anlagen zu stellen
sind. Zur Regeliberwachung gehort auch die Erstkontrolle nach der Genehmigung neuer Anlagen oder
deren wesentlicher Anderung, bei der die Ubereinstimmung der Anlage mit der Genehmigung festgestellt

wird.

Auf Grundlage der Uberwachungsplane sind anlagenbezogene Uberwachungspro-gramme aufzustellen
und darin die Zeitrdume anzugeben, in denen Vor-Ort-Besichtigungen stattfinden missen. Die Zeitrdume
zwischen den Vor-Ort-Besichtigungen sind nach einer systematischen Beurteilung der mit der Anlage

verbundenen Umweltrisiken festzulegen.

Gemal § 52a Absatz 2 BImSchG, § 9 1IZUV und § 22a DepV sind folgende Kriterien bei der Risikobeur-

teilung der Anlagen zu betrachten:

e die moglichen und tatsachlichen Auswirkungen der betreffenden Anlage auf die menschliche Ge-
sundheit und auf die Umwelt unter Berlicksichtigung der Emissionswerte und -typen, der Empfind-
lichkeit der ortlichen Umgebung und des von der Anlage ausgehenden Unfallrisikos,

e bisherige Einhaltung der Erlaubnis- oder Genehmigungsanforderungen und der Nebenbestimmun-
gen,

e Eintragung eines Unternehmens in ein Verzeichnis gemaf Artikel 5 der Verordnung (EG) 1221/2009
Uber die freiwillige Teilnahme von Organisationen an einem Gemeinschaftssystem fir Umweltma-

nagement und Umweltbetriebspriifung.
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Im Einzelnen wird unterschieden zwischen den Wirkungskriterien und den Betreiber-kriterien. Dabei han-

delt es sich z. B. um die Bewertung

e der grundsatzlichen Umweltrelevanz und der Auswirkungen auf die Umwelt,

e der Freisetzungen in die Luft, in Gewasser, in den Boden,

e der Verbringung und des Einsatzes von Abfallen,

e der Umweltqualitdt und der Entfernung zu empfindlichen Gebieten,

e des Unfallrisikos durch gefahrliche Stoffe,

e der Einhaltung der Genehmigungsauflagen durch den Betreiber und seine Bereitschaft zur Regelein-
haltung sowie

e der Zertifizierung des Betriebes nach einem Umweltmanagementsystem.

Die Verknipfung der Wirkungs- und Betreiberkriterien beschreibt das Risiko fiir die Umwelt und die

menschliche Gesundheit, welches durch die Industrieanlage oder Deponie hervorgerufen wird.

Der Abstand zwischen zwei Vor-Ort-Besichtigungen darf fur die Industrie-Emissions-Anlagen mit der

hdéchsten Risikostufe 1 Jahr und der niedrigsten Risikostufe 3 Jahre nicht Uberschreiten.

5. Verfahren fiir die Uberwachung aus besonderem Anlass

Anlassuberwachung wird durch besondere Umsténde zeitnah ausgeldst. § 52a Absatz 4 BImSchG, § 9
Absatz 4 1ZUV und § 22a Absatz 4 DepV regeln die anlassbezogene Uberwachung der Fachbehérden
bei Beschwerden, Ereignissen mit erheblichen Umweltauswirkungen und bei Rechtsverstéfien. Eine
Uberpriifung der Anlage verbunden mit einer Vor-Ort-Besichtigung kann vorgenommen werden, wenn

besondere Anlasse dies erfordern, so zum Beispiel:

e bei Nachbarschaftsbeschwerden tber Umweltbeeintrachtigungen,

e bei Unféllen oder Betriebsstdrungen,

e bei Ereignissen mit einem gréReren Ausmalfl an Emissionen,

e wenn wesentliche Anderungen des Standes der Technik eine erhebliche Verminderung der Emissio-
nen ermdglichen,

e wenn neue umweltrechtliche Vorschriften dies fordern,

e wenn neue Anlagen errichtet oder Anderungen in der Anlage genehmigt wurden,

e oder wenn Vorschriften und Genehmigungsauflagen nicht eingehalten werden.
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6. Bestimmungen fiir die Zusammenarbeit zwischen verschiedenen
Uberwachungsbehorden

Die zustandigen Behdérden Gberwachen die (IE-)Anlagen entsprechend den oben dargestellten Zustan-
digkeiten. Die Zustandigkeitsverordnung beabsichtigt mit ihrem Prinzip des ,virtuellen Zauns*® die Zuord-
nung einer Anlage zu einer Behérde. Die Zulassung und Uberwachung der konkreten Anlagen erfolgt
damit entweder durch die Obere Umweltschutzbehdrde oder die jeweilige Untere Umweltschutzbehérde

bei den Kreisen bzw. der kreisfreien Stadt Bielefeld.

Den Uberwachungsplan haben die Umweltschutzbehérden im Regierungsbezirk Detmold im Rahmen
einer Dienstbesprechung erodrtert und gemeinsam abgestimmt. Das von der jeweils zustandigen Behdrde
erstellte Uberwachungsprogramm und die Uberwachungsberichte der zustandigen Behérden werden im

Internet zusammen dargestellt.

Zur Gewahrleistung eines einheitlichen Vollzugs werden in regelmaRigen Dienstbesprechungen mit den
Umweltschutzbehdrden zu den fachlichen Themenfeldern Immissions-schutz, Wasserwirtschaft, Boden-
schutz und Abfall Regularien festgelegt, die Erfahrungen der zustandigen Behdérden ausgetauscht und

Zweifelsfragen erortert.

7. Information der Offentlichkeit

Der Uberwachungsplan und die Uberwachungsprogramme werden entsprechend § 10 Absatz 2 Nr. 2
Umweltinformationsgesetz (UIG) im Internet veréffentlicht. Die Uberwachungsberichte (iber die Vor-Ort-
Besichtigungen werden nach § 52 a Absatz 5 Satz 3 BImSchG, § 9 Absatz 5 Industrieklaranlagen-
Zulassungs- und Uberwachungsverordnung (IZUV) beziehungsweise § 22 Absatz 5 Deponieverordnung

(DepV) ins Internet eingestellt.

Die bisher veréffentlichten Uberwachungsberichte (iber die Vor-Ort-Besichtigungen der Bezirksregierung

Detmold finden Sie unter diesem hier.
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8. Regel fur die Fortschreibung

Der Inhalt des Uberwachungsplanes an sich ist durch verschiedene Gesetze vorgegeben.

Der vorliegende Uberwachungsplan wird regelméRig tiberpriift und, soweit erforderlich aktualisiert.

Detmold, den 01. Marz 2016

ol I e
M%W /7 [l

Marianne Thomann-Stanl Pit Clausen
(Bezirksregierung Detmold) (Oberbirgermeister Stadt Bielefeld)
— /, ]
g : { / &’L,-/zfﬂ/t?/"’7 %
Sven-Georg Adenauer [JI' eniller
(Landrat Kreis Gutersloh) (La Kreis Herford)
Friedhelm Dr. Axel Cehmann
(Landrat Kreis er) (Landrat Kreis Lippe)

VA
Dr. Ralf Niermann Manfred Muller
(Landrat Kreis Minden-Libbecke) (Landrat Kreis Paderborn)
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nung vom 02.05.2013 (BGBI. | S. 973, 1017)
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24.11.2010 Uber Industrieemissionen (integrierte Vermeidung und Ver-
minderung der Umweltverschmutzung) (ABI. L 334 vom 17.12.2010, S.
17 - 119)

Verordnung zur Regelung des Verfahrens bei Zulassung und Uberwa-
chung industrieller Abwasserbehandlungsanlagen und Gewasserbenut-
zungen (Industrieklaranlagen-Zulassungs- und Uberwachungsverord-
nung - 1IZUV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 02.05.2013
(BGBI. 1 S. 973, 1011), berichtigt am 07.10.2013 (BGBI. | S. 3756, 3757)

Umweltinformationsgesetz vom 22.12.2004 (BGBI. 1 2004 S. 3704) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 27.10.2014 (BGBI. | S. 1643, 1644)

Wasserrahmenrichtlinie vom 23.10.2000 (ABI. EG L 327 vom 22.12.2000,
S. 1), zuletzt geadndert 12.08.2013 (ABI. EG L 226 vom 24.08.2013, S. 1)

Zustandigkeitsverordnung Umweltschutz vom 03.02.2015 (GV. NRW. S.
267, SGV. NRW. 282)
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